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W i d e r s p r u c h   gegen die Bezügemitteilungen ab Bezügemonat 01/2024
sowie 
Antrag auf Gewährung einer amtsangemessenen Alimentation 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

[bookmark: Text5]hiermit lege ich gegen meine Bezügemitteilungen für das Jahr 2024 ab Bezügemonat 01/2024, Bezügemitteilung vom      (ff.), form- und fristgerecht 

W i d e r s p r u c h

ein und beantrage für den vorgenannten Zeitraum die 

Gewährung und Festsetzung einer amtsangemessenen Besoldung.


Zur Begründung führe ich folgendes aus:

[bookmark: Text6][bookmark: Text7]Unter Bezugnahme auf meinen Widerspruch vom       gegen meine Besoldung im Jahr 2023, inklusive der Nachzahlungen Besoldungsjahre 2020 bis 2022 (Bezügemitteilung vom      ), lege ich hiermit Widerspruch gegen die mir gewährte Besoldung für das Jahr 2024 ein.

[bookmark: Text15][bookmark: Text8]Um Wiederholungen zu vermeiden, verweise ich vollumfänglich auf die dortigen Ausführungen im vorgenannten Widerspruch und meiner diesbezüglichen Klage vor dem Verwaltungsgericht      , Az.      .

Die Anhebung des Bürgergelds Anfang des Jahres 2024 um rund 12 Prozent ohne Auswirkung im Bereich der Besoldung verstärken die Zweifel an der Amtsangemessenheit der mir gewährten Alimentation. 
 
In einer Stellungnahme vom 16.08.2024, welche dem Bund Deutscher Kriminalbeamter Landesverband Bayern e.V. vorliegt, konstatiert der Bayerische Richterverein

„…Anzunehmend beruhen die nicht weiter geprüften Angaben der Bayerischen Staatsregierung in der Landtags-Drucksache zu den Wohn- und Heizkosten sowie zu den Leistungen für BuT sowie vergünstigte Sozialtarife zudem noch auf dem niedrigeren Niveau des vergangenen Jahres 2023. Ebenso sind die Tarifanstiege bei der PKV von 2023 auf 2024 die das Nettoeinkommen der Beamtenfamilie mindern, nicht berücksichtigt.“

Ferner werden entsprechende Umstände für einen pauschal angenommenen Hinzuverdienst des Ehepartners in Höhe von 20.000 EUR brutto vom Gesetzgeber und der Staatsregierung im Rahmen der Besoldungsgesetzgebung zu Unrecht angenommen: Zum einen konterkariert diese pauschale Annahme den gesetzlichen Anspruch auf Elternzeit (bei 2 Kindern sind dies 6 Jahre) und dürften nach hiesiger Ansicht einen unzulässigen Eingriff u.a. in Art. 6 Grundgesetz darstellen. Auch werden die erheblichen Kosten für Kinderbetreuung, welche einen tatsächlichen Verdienst von 20.000 EUR ermöglichen würden, nicht berücksichtigt.

--- 

[bookmark: Text9]Im Hinblick auf die aktuellen Verfahren zur amtsangemessenen Alimentation 2023 an sämtlichen bayerischen Verwaltungsgerichten bitte ich meinen vorstehend eingelegten Widerspruch ruhen zu lassen, auf die Einrede der Verjährung zu verzichten und mir dies bis zum       schriftlich zu bestätigen.

Mit freundlichen Grüßen
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